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Nö. Flurverfassungs-LandesG 1935; gleichheitswidrige Anwen- 
dung des g 42 

Erk. v. 23. Jänner 1933, B 32, 460/75 

Die Bescheide werden aufgehoben. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Am 18. November 1969 schlossen die Gutsbesitzerin Hermine H 
als Verkäuferin und der Bf. — er ist Pferdezüchter und Gesellschafter 
sowie Leiter eines Industrieunternehmens — als Käufer einen Kaufvertrag 
über eine Grundfläche in der KG G, die in dem für diesen Zweck 
erstellten Teilungsplan als Grundstück Nr. 638/12, Acker, bezeichnet ist. 
Der Bf. stellte am 21. Mai 1931 bei der Nö. Agrarbezirksbehörde den 
Antrag, diesen Vertrag i. S. des fJ 1 des Gesetzes vom 5. Juli 1951, LGB1. 
für das Land Niederösterreich 34, betreffend die Förderung der 
Flurbereinigung, als für die Flurverfassung vorteilhaft zu erklären. 

Im Zuge des Verfahrens ist das Flurbereinigungs-FörderungsG, 
LGB1. 34/1951 durch das Landesgesetz vom 15. Juli 1931, LGB1. 221, mit 
dem das Flurverfassungs-LandesG geändert wird, mit Wirkung vom 
28. September 1971 aufgehoben (Art. III leg. cit. ) und durch die 
gleichzeitig neu gefaßten gfJ 33 bis 35 Flurverfassungs-LandesG (Art. I 
leg, cit. ) ersetzt worden, Mit Bescheid vom 3. Mai 1932 hat die Nö. 
Agrarbezirksbehörde den Antrag gemäß fJ 33 Nö. Flurverfassungs-Lan- 
desG (Fassung LGBI. 221/1931) abgewiesen. Die vom Bf. dagegen 
erhobene Berufung ist mit Bescheid des Landesagrarsenates beim Amt 
der Nö. LReg. vom 28. März 1933, GZ VI/4-A-49/5-1973, abgewiesen 
worden. 

Dieses Erkenntnis des Landesagrarsenates ist auf Grund der dagegen 
erhobenen Verfassungsgerichtshofbeschwerde mit dem Erkenntnis des 
VfGH, Z. B 132/33 vom 19. März 1974, wegen Verletzung des 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes auf ein Verfahren vor 
dem gesetzlichen Richter aufgehoben worden. 

2. Nach Durchführung einer neuerlichen Berufungsverhandlung hat 
sodann der Landesagrarsenat beim Amt der Nö. LReg. mit Bescheid vom 
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3. Dezember 1974, GZ VI/4-A-94/17-1974, die Berufung des Bf. gegen 
den Bescheid der Nö. Agrarbezirksbehörde vom 3. Mai 1972 abgewiesen 
und den angefochtenen Bescheid bestätigt. 

3. Gegen diesen Bescheid des Landesagrarsenates richtet sich die 
gemäß Art. 144 B-VG erhobene und unter B 32/75 protokollierte 
Beschwerde, in der der Bf. behauptet, durch den angefochtenen Bescheid 
im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf Gleichheit aller 
Staatsbürger vor dem Gesetz verletzt worden zu sein. 

II. 1, a) Am 25. Juni 1973 schlossen Dr, Heinrich F als Verkäufer und 
der Bf. als Käufer einen Kaufvertrag über Grundstücke in der KG G im 
Ausmaß von 6, 6164 ha, die der Bf, zur Vergrößerung und Verbesserung 
seines Pferdezuchtbetriebes zu erwerben beabsichtigte. 

Der von ihm bei der Nö. Agrarbezirksbehörde gestellte Antrag, 
diesen Kaufvertrag einem Flurbereinigungsverfahren zugrundezulegen, 
wurde von dieser Behörde mit Bescheid vom 21, Jänner 1975, GZ S 
8322/14-1973, abgewiesen. 

b) Der gegen diesen Bescheid erhobenen Berufung wurde mit 
Bescheid des Landesagrarsenates beim Amt der Nö. LReg. vom 
25. November 1975, GZ VI/4-A-51/3-1975, gemäß g 66 Abs. 4 AVG 1950 
in Zusammenhalt mit gg 1, 42 und 43 Flurverfassungs-LandesG 1975, 
LGBI, 6650-1 (FLG), keine Folge gegeben und die angefochtene 
Entscheidung bestätigt, 

2. Gegen den Bescheid des Landesagrarsenates vom 25. November 
1975, GZ VI/4-A-51/3-1975, richtet sich die gemäß Art. 144 B-VG 
erhobene und unter B 460/75 protokollierte Beschwerde: der Bf. 
behauptet, durch den angefochtenen Bescheid im verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Recht auf Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz 
verletzt worden zu sein. 

III. Der VfGH hat erwogen: 
1. Das verfassungsgesetzlich gewährleistete Recht auf Gleichheit 

aller Staatsbürger vor dem Gesetz kann nach der ständigen 
Rechtsprechung des VfGH durch den Bescheid einer Uerwaltungsbe- 
hörde nur verletzt werden, wenn dieser auf einer mit dem 
Gleichheitsgebot in Widerspruch stehenden Rechtsgrundlage beruht, 
wenn die Behörde dem Gesetz einen Inhalt unterstellt hätte, der es, wenn 
es diesen Inhalt hätte, mit Gleichheitswidrigkeit belasten würde, oder 
wenn die Behörde Willkür geübt hat. 

2. a) Die angefochtenen Bescheide sind auf Grund der Bestimmungen 
über die Flurbereinigung, das sind die gg 30 bis 34 Flurverfassungs-Lan- 
desG, LGBl. 208/1934, Fassung LGBl. 221/1971, die bei der Wiederver- 
lautbarung dieses Gesetzes mit dem Titel „Flurverfassungs-Landesge- 
setz 1975 (FLG)" durch die Kundmachung der Nö. LReg, vom 6. Mai 
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1975, LGBl. 6650-0, die Paragraphenbezeichnung 40 bis 44 erhalten 
haben, erlassen worden. 

b) Daß diese Vorschriften mit dem Gleichheitsgebot in Widerspruch 
stünden, wird vom Bf, nicht behauptet. Verfassungsrechtliche Bedenken 
gegen diese Vorschriften sind beim VfGH unter dem Gesichtspunkt der 
vorliegenden Beschwerdefälle nicht entstanden, 

3. a) Das Gleichheitsrecht könnte demnach nur dann verletzt sein, 
wenn die Behörde dem Gesetz einen Inhalt unterstellt hätte, der es, wenn 
ihm dieser Inhalt zukäme, mit Gleichheitswidrigkeit belasten würde, 
oder wenn die Behörde Willkür geübt hätte. 

b) Die bei. Beh. ist nach der Begründung der angefochtenen 
Bescheide in beiden Beschwerdefällen davon ausgegangen, daß es sich 
beim Anwesen „Vorderbruck 15" des Bf. mit Rücksicht auf die 
nunmehrige Größe (über 20 ha) und die dafür entsprechende Betriebs- 
ausstattung um einen landwirtschaftlichen Betrieb handle, der der 
Pferdezucht gewidmet ist. 

Sie nimmt des weiteren an, daß die für die Durchführung einer 
Flurbereinigung im g 43 FLG geforderten allgemeinen Voraussetzungen 
gegeben sind. Hingegen erachtet sie die Voraussetzungen nach ) 1 FLG, 
die ebenfalls nach g 42 FLG vorliegen müssen, damit einem 
Flurbereinigungsverfahren Flurbereinigungsverträge zugrunde gelegt 
werden können, nicht für gegeben. Aus diesem Grunde hat sie die 
Anträge des Bf. , die vorgelegten Kaufverträge einem Flurbereinigungs- 
verfahren zugrundezulegen, abgelehnt. 

Dabei wird unter Berufung auf die Erkenntnisse des VfGH 
Slg. 4642/1964, 5127/1965 und B 128/68 vom 14. März 1969 (gleichen 
Inhalts das Erk. Slg. 5925/1969) ausgeführt, daß die Frage, ob Vorgänge 
der Flurbereinigung (Arrondierung und Grundbesitzvereinigung) für die 
Flurverfassung vorteilhaft seien, nach dem Gesichtspunkt der Bodenre- 
form zu beurteilen sei. Maßnahmen dieser Reform seien aber weitgehend 
vom Ziel der Schaffung und Erhaltung bäuerlicher Betriebe bestimmt. 
Daran ändere der Umstand nichts, daß im g 1 Abs, 1 FLG 1975 ganz 
allgemein von der „Schaffung und Erhaltung einer leistungsfähigen 
Landwirtschaft" gesprochen werde, Auch in diesem Sinne sei der Begriff 
„leistungsfähige Landwirtschaft" nach Gesichtspunkten des Begriffes 
„Bodenreform" zu beurteilen, deren Maßnahmen aber — wie bereits 
erwähnt — weitgehend vom Ziel der Schaffung und Erhaltung 
bäuerlicher Betriebe, und zwar als Grundlage einer leistungsfähigen 
Landwirtschaft bestimmt sei. 

Mit dem Begriff des bäuerlichen Betriebes werde seitens der bei, Beh. 
nicht nur der Gedanke einer bestimmten Betriebsgröße, sondern auch 
die Vorstellung verbunden, daß ein solcher Betrieb, wenn nicht die 
alleinige, so doch zumindest eine wesentliche Lebensgrundlage einer 
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ländlichen Familie darstellen müsse. Im vorliegenden (zweiten) 
Beschwerdefall könne der Pferdezuchtbetrieb des Bf. im Hinblick auf 
dessen unbestreibare berufliche Tätigkeit als Industrieller nicht als 
derartige Grundlage und daher auch nicht als bäuerlicher Betrieb im 
aufgezeigten Sinne gewertet werden. 

Auf Grund dieser Erwägungen halte die bei, Beh, an ihrer Ansicht 
fest, daß ein einen landwirtschaftlichen Grund erwerbender Industrieller 
(Voluptuar) selbst dann, wenn er seinen Pferdezuchtbetrieb führe und 
dabei sogar ausführende Mitarbeit leiste, den Voraussetzungen des g 1 
Abs. 1 FLG 1975 nicht gerecht werde. 

Im ersten Beschwerdefall hat die bei. Beh. zum Ausdruck gebracht, daß 
ein einen landwirtschaftlichen Grund erwerbender Industrieller wie der 
Bf. auch dann nicht zum ländlichen Lebens- und Wirtschaftsraum i. S. des 
) 1 Abs. 1 FLG 1975 in Beziehung gebracht werden könne, wenn er einen 
Pferdezuchtbetrieb führe und dabei auch ausführende Arbeit leiste. 

4. a) Die den angefochtenen Bescheiden zugrundeliegenden 
Bestimmungen des Nö. Flurverfassungs-LandesG sind die Ausführungs- 
bestimmungen zu den g) 49 und 50 Flurverfassungs-GrundsatzG i. d. F. 
der Novelle 1963, BGBl. 78. 

Nach diesen Bestimmungen kann ein Flurbereinigungsverfahren an 
Stelle eines Zusammenlegungsverfahrens durchgeführt werden (vgl. 
auch $ 40 Nö. FLG). Als einer der Fälle, in denen das Flurbereinigungs- 
verfahren als „gewissermaßen vereinfachtes Zusammenlegungsverfah- 
ren durchgeführt werden" kann, wird in den Erläuternden Bemerkungen 
zu g 49 der RV zur Flurverfassungsnovelle 1963 (233 BlgNR, XI. GP), die 
Verbesserung oder Neugestaltung der Besitz-, Benützungs- oder 
Bewirtschaftungsverhältnisse in kleinerem Rahmen, im besonderen für 
ein kleineres Gebiet oder zu Gunsten eines kleineren Personenkreises 
angeführt. Demnach decken sich die Ziele der Durchführung eines 
Flurbereinigungsverfahrens mit den Zielen der Durchführung eines 
Zusammenlegungsverfahrens nach $ 1 Flurverfassungs-GrundsatzG. Zu 
den in dieser Bestimmung umschriebenen Zielen des Zusammenle- 
gungsverfahrens wird in den bereits genannten EB zur RV folgendes 
ausgeführt: 

„Oberstes Ziel, das allen agrarstrukturellen Verbesserungsmaßnahmen 
gemeinsam ist, stellt die Schaffung und Erhaltung einer leistungsfähigen 
Landwirtschaft dar. Im Interesse dieses Zieles hat die Zusammenlegung als 
Angelegenheit und Maßnahme der Bodenreform im Sinne des Art. 12 Abs. 1 Z. 5 
B-VG für sich allein oder zusammen mit anderen Maßnahmen der Bodenreform 
(g 10 Abs. 5) — wie z. B. Teilung und Regulierung agrargemeinschaftlicher 
Grundstücke, Regulierung, Ablösung und Sicherung von Nutzungsrechten, 
landwirtschaftliche Siedlungsmaßnahmen — die Besitz-, Benützungs- und 
Bewirtschaftungsverhältnisse im ländlichen Lebens- und Wirtschaftsraum nach 
neuzeitlichen volks- und betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verbessern 
oder neu zu gestalten (vgl, auch VfGH Slg. 1390). Dies hat im Wege einer 
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umfassenden Neuordnung eines bestimmten Gebietes sowohl durch Neueintei- 
lung und Erschließung des land- und forstwirtschaftlichen Grundbesitzes als auch 
durch Ordnung der rechtlichen und wirtschaftlichen Grundlagen der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe zu geschehen. Wegen der Vielzahl und Ver- 
schiedenartigkeit der hier auftretenden Probleme und Aufgaben, die jeweils in 
ganz bestimmte Verhältnisse eingeordnet sind, kann die Novelle nicht alle 
denkmöglichen einzelnen Durchführungsmaßnahmen aufzählen, sondern muß sie 
sich mit einer allgemeinen Umschreibung begnügen, die jedoch durch ihre 
Einordnung in den Aufgabenbereich der Bodenreform soweit genügend bestimmt 
ist, daß sie eine Beurteilung und Wertung der rechtlichen und wirtschaftlichen 
Zulässigkeit, Zweckmäßigkeit und Durchführbarkeit jeder einzelnen Maßnahme 
im Zusammenlegungsverfahren ermöglicht. " 

Ferner heißt es in den Erläuterungen zu g 10: 
„Alle Angelegenheiten der Bodenreform verfolgen das gleiche Ziel, nämlich 

die gegebenen ländlichen Besitz-, Benützungs- und Bewirtschaftungsverhältnisse 
durch eine planmäßige Neuordnung oder Regulierung den geänderten sozialen 
oder wirtschaftlichen Anschauungen oder Bedürfnissen anzupassen. " 

Aus diesen Unterlagen geht hervor, daß der Gesetzgeber, obgleich es 
vor allem in historischer Sicht zutreffen mag, daß Maßnahmen der 
Bodenreform weitgehend vom Ziel der Schaffung und Erhaltung 
bäuerlicher Betriebe bestimmt sind, unter Berufung auf das Erk. des 
VfGH Slg. 1390/1931, dem eine Beschränkung der Maßnahmen der 
Bodenreform auf bäuerliche Betriebe nicht entnommen werden kann, 
Rechtsgrundlagen für die Verbesserung der Struktur des land- und 
forstwirtschaftlichen Grundbesitzes als solchen, unabhängig davon, ob 
die diesen Grundbesitz umfassenden land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstücke im Rahmen bäuerlicher Betriebe oder nach geänderten 
sozialen oder wirtschaftlichen Verhältnissen im Rahmen sonstiger 
landwirtschaftlicher Betriebe bearbeitet werden, und demnach unabhän- 
gig von persönlichen Eigenschaften der Eigentümer dieser Grundstücke, 
schaffen wollte, 

I. S, dieser Zielsetzung umschreibt auch ) 1 Abs. 1 Nö. Flurverfas- 
sungs-LandesG die Ziele und Aufgaben der Zusammenlegung wie folgt: 

(1) Im Interesse der Schaffung und Erhaltung einer leistungsfähigen 
Landwirtschaft sind die Besitz-, Benützungs- und Bewirtschaftungsverhältnisse im 
ländlichen Lebens- und Wirtschaftsraum durch Neueinteilung und Erschließung 
des land- und forstwirtschaftlichen Grundbesitzes sowie Ordnung der rechtlichen 
und wirtschaftlichen Grundlagen der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
nach zeitgemäßen volks- und betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten im Wege 
eines Zusammenlegungsverfahrens nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
zu verbessern oder neu zu gestalten. 

Dieselben Grundsätze gelten i. S. des g 40 Abs. 1 FLG auch für 
Maßnahmen zum Zwecke der in den gg 40 ff. dieses Gesetzes geregelten 
Flurbereinigung. 

Die bei. Beh. geht davon aus, daß an sich hinsichtlich des 
Pferdezuchtbetriebes des Bf. die objektiven Voraussetzungen i. S. des 
g 43 lit. b FLG dafür gegeben wären, die vorgelegten Kaufverträge 
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einem Flurbereinigungsverfahren nach g 42 FLG zugrundezulegen. Sie 
erachtet jedoch unter Berufung auf die langjährige Spruchpraxis des 
Landesagrarsenates ein notwendiges Erfordernis nach g 1 FLG für eine 
solche Maßnahme für nicht gegeben, weil dieser landwirtschaftliche 
Betrieb im Hinblick auf die unbestreitbare berufliche Tätigkeit des Bf. 
als Industrieller nicht als eine zumindest wesentliche Lebensgrundlage 
einer ländlichen Familie und daher auch nicht als bäuerlicher Betrieb 
gewertet werden könne. Damit verkennt die bei. Beh. die Rechtslage. 
Mit dieser Auslegung unterstellt sie — wie im folgenden dazulegen sein 
wird — dem Gesetz einen Inhalt, das dieses zutreffendenfalls mit 
Gleichheitswidrigkeit belasten würde. 

b) Im Erk. Slg. 4642/1964 hat der VfGH die Rechtsansicht der bei. 
Beh. , das Nö. Flurbereinigungs-FörderungsG habe den Zweck, den 
kleineren bäuerlichen Betrieben die Möglichkeit zu schaffen, ihren 
Betrieb grunderwerbsteuerfrei zu arrondieren, sodaß Ankäufe größerer 
geschlossener und selbständig zu bewirtschaftender Grundkomplexe zu 
einem vorhandenen Großgrundkomplex (der Bundesforste) nicht unter 
den Begriff der Arrondierung fielen, nach den Gesichtspunkten der 
Bodenreform nicht für unsachlich erachtet. 

Aus denselben Erwägungen hat der VfGH im Erk. Slg. 5127/1965 die 
Beschwerde einer Stadtgemeinde abgewiesen, die zu vorhandenen rund 
150 ha weitere land- und forstwirtschaftliche Grundstücke angekauft 
hatte; die Sachlichkeit der Erwägung wurde außerdem mit dem Hinweis 
auf g 50 Flurverfassungs-GrundsatzG abgestützt, der gewisse (im 
Beschwerdefall nicht vorgelegene) Förderungsmaßnahmen ausdrücklich 
nur für bäuerliche Betriebe vorsah. 

Schließlich hat der VfGH im Erk. Slg. 5925/1969 die Auffassung der 
bei. Beh. , der Zukauf von rund 18 ha landwirtschaftlichen Grundes 
verschiedener Kulturgattung zu rund 10 ha Wald sei keine Arrondierung 
und der Betrieb unter Gesichtspunkten der Bodenreform kein 
förderungswürdiger bäuerlicher Betrieb, weil der Bf. nicht vorwiegend in 
diesem Betrieb arbeite und aus dessen Ertrag vorwiegend seinen 
Lebensunterhalt bestreite, unter Bezugnahme auf diese Vorjudikatur 
nicht als gleichheitswidrig beurteilt. 

c) Diese Entscheidungen des VfGH, auf die sich die bei. Beh, in der 
Begründung ihrer Bescheide beruft, betrafen durchwegs Fälle, in denen 
auch die objektiven Erfordernisse für die Durchführung von Förderungs- 
maßnahmen unter dem Gesichtspunkt der Bodenreform als nicht 
gegeben erachtet wurden. Der VfGH hat es allerdings in diesem 
Zusammenhang auch nicht als unsachlich angesehen, wenn das Gesetz— 
oder die diesem von der Behörde gegebene Auslegung — auf das 
Vorliegen eines bäuerlichen Betriebes in dem Sinne abstellt, daß auf die 
berufliche Stellung des Eigentümers Bedacht genommen wird. 
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Der VfGH ist nach wie vor der Meinung, daß bei bestimmten 
Maßnahmen der Bodenreform ein Abstellen auf die Person des Inhabers 
eines landwirtschaftlichen Betriebes sachlich gerechtfertigt sein kann. 
Ein solcher Fall liegt hier aber nicht vor. 

Es darf nicht übersehen werden, daß sich die Maßstäbe für die 
Sachbezogenheit einer Regelung im Laufe der Zeit ändern können, eine 
Regelung somit unter Umständen durch die Nichtanpassung an 
geänderte sachliche Erfordernisse verfassungswidrig werden kann (vgl. 
Erk. des VfGH G 1, 2/76 vom 30. Juni 1976). Eine maßgebliche, im 
Bereiche der Landwirtschaft zu beobachtende Entwicklung ist nun 
gerade die ansteigende Zahl sogenannter „Nebenerwerbsbauern", das 
sind Landwirte, die eben deshalb, weil der landwirtschaftliche Betrieb 
ihnen keine ausreichende Existenzgrundlage bietet, einen weiteren 
Beruf ausüben, wobei das Einkommen aus diesem Beruf jenes aus der 
Landwirtschaft oft beträchtlich übersteigt. Angesichts solcher volks- und 
betriebswirtschaftlicher Gesichtspunkte, die in den letzten Jahren 
zunehmend an Bedeutung gewonnen haben, erschiene dem VfGH eine 
Regelung als sachlich nicht gerechtfertigt und somit gleichheitswidrig, 
die solche Landwirte, die nicht ausschließlich oder überwiegend ihren 
Unterhalt aus der Landwirtschaft ziehen, von s ä m t l i ch e n Maßnahmen 
der Zusammenlegung und der Flurbereinigung nach dem Nö. 
Flurverfassungs-LandesG ausschlösse. Dies aber wäre die Konsequenz 
aus der von der bei. Beh. gewählten Auslegung des g 1 dieses Gesetzes. 

Im gegebenen Zusammenhang kann es dahingestellt bleiben, ab 
welchem Zeitpunkt die beschriebenen geänderten Voraussetzungen 
vorlagen, insbesondere ob die hier angestellten Überlegungen auch 
schon in dem den oben zitierten Erk. Slg. 5925/1969 zugrundeliegenden 
Fall zutreffend gewesen wären. In bezug auf die vorliegenden 
Beschwerdefälle verbietet sich jedenfalls die von der bei. Beh. 
vorgenommene Auslegung des g 1 Nö. Flurverfassungs-LandesG, dessen 
Wortlaut im übrigen die dem Gleihheitssatz entsprechende Auslegung 
geradezu gebietet [siehe oben a)]. 

Der Bf. ist somit im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf 
Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz verletzt worden. 


